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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. Juli 1964 

6 — 68070 — 5735/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die Durchführungsbestim- 
mungen betreffend die Ausgleichsabgaben und die Gewäh- 
rung von Subventionen gemäß Artikel 10 der Verordnung 
Nr. 13/64/EWG. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 6. Juli 1964 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat wird voraussicht- 
lich am 14. /17. Juli 1964 erfolgen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel, 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Durchführungsbestimmungen betreffend die Aus- 
gleichsabgaben und die Gewährung von Subventionen gemäß 
Artikel 10 der Verordnung Nr. 13/64/EWG 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 13/64/EWG des 
Rats vom 5, Februar 1964 über die schrittweise Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Milch und Milchexzeugnisse ^), insbesondere auf 
Artikel 10 Absatz 3, Unterabsatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Nach Artikel 10 der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
wird jeder Mitgliedstaat unter bestimmten Bedin- 
gungen ermächtigt, bei der Ausfuhr von Milch- 
erzeugnissen nach den anderen Mitgliedstaaten eine 
Ausgleichsabgabe zu erheben; diese Genehmigung 
ist an die Bedingung geknüpft, daß bei der Einfuhr 
der gleichen Erzeugnisse aus den Mitgliedstaaten 
eine Subvention gewährt wird. 

Auf dem Milchsektor können die in den Mitglied- 
staaten hergestellten Erzeugnisse namentlich in 
ihrer Zusammensetzung, in ihrer Aufmachung und 
in ihrem Geschmack Unterschiede von einem Gebiet 
zum anderen aufweisen; dessenungeachtet befinden 
sich diese Erzeugnisse in direktem Wettbewerb 
untereinander; die Möglichkeit, die Anwendung von 
Artikel 10 der Verordnung Nr. 13/64/EWG auf ein 
Erzeugnis mit besonderen regionalen Merkmalen zu 
beschränken, würde zu einer Wettbewerbsverzer- 
rung führen; es muß deshalb eine Bestimmung vor- 
gesehen werden, wonach dieser Artikel nur im Han- 
del mit allen Mitgliedstaaten und ausschließlich bei 
allen Erzeugnissen angewandt werden kann, die 
unter eine der in Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben b 
bis f der vorgenannten Verordnung aufgeführten 
Tarifnummern des Gemeinsamen Zolltarifs fallen 
und deren Preise durch eine einzelstaatliche Beihilfe 
beeinflußt werden. 

Nach Artikel 10 der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
muß der Höchstbetrag der Ausgleichsabgabe grund- 
sätzlich der Auswirkung der einzelstaatlichen Bei- 
hilfe auf den Preis des Erzeugnisses entsprechen; 
um die Anwendung der Abschöpfungsregelung zu 
vereinfachen, hat der Rat bestimmte Milcherzeug- 
nisse zu Gruppen zusammengefaßt; der Abschöp- 
fungsbetrag für diese Erzeugnisse entspricht ent- 
weder dem Abschöpfungsbetrag für das Leiterzeug- 
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nis oder wird von diesem Abschöpfungsbetrag ab- 
geleitet; eine ähnliche Vereinfachung empfiehlt sich 
auch für die Berechnung der Ausgleichsabgaben; es 
ist daher zweckmäßig, eine Bestimmung vorzusehen, 
wonach einmal der Höchstbetrag der Ausgleichs- 
abgabe für ein gekoppeltes Erzeugnis, das den glei- 
chen Abschöpfungsbetrag wie das Leiterzeugnis hat, 
dem Höchstbetrag des Leiterzeugnisses entspricht, 
und zum anderen der Höchstbetrag der Ausgleichs- 
abgabe für ein gekoppeltes Erzeugnis, dessen Ab- 
schöpfungsbetrag von dem des Leiterzeugnisses ab- 
geleitet ist, pauschal berechnet wird. 

Die Möglichkeit, den Höchstbetrag der Ausgleichs- 
abgabe für ein Erzeugnis auch dann anzuwenden, 
wenn der Abschöpfungsbetrag für die Einfuhr dieses 
Erzeugnisses unter diesem Höchstbetrag liegt, hätte 
zur Folge, daß der Preis des Einfuhrerzeugnisses 
über den Preis des inländischen Erzeugnisses ange- 
hoben wird; eine solche Folge kann durch eine Be- 
stimmung vermieden werden, wonach in diesem 
Fall die Ausgleichsabgabe den vom einführenden 
Mitgliedstaat angewandten Abschöpfungsbetrag 
nicht überschreiten darf. 

Nach Artikel 10 der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
entspricht der Höchstbetrag der Subvention, die bei 
der Einfuhr der unter die Anwendung dieses Arti- 
kels fallenden Erzeugnisse zu gewähren ist, der bei 
der Ausfuhr anzuwendenden Ausgleichsabgabe; es 
ist jedoch billig, eine Bestimmung vorzusehen, wo- 
nach für das Erzeugnis, das in den Mitgliedstaat 
eingeführt wird, der diesen Artikel in Anspruch 
nimmt, eine Subvention gewährt wird, die der bei 
der Ausfuhr des gleichen Erzeugnisses angewandten 
Ausgleichsabgabe entspricht. 

Es ist erforderlich, Wettbewerbsverzerrungen zu 
vermeiden, die dadurch eintreten könnten, daß in 
einem Mitgliedstaat ein Erzeugnis, das unter eine 
der Zollpositionen fällt, auf die dieser Mitgliedstaat 
Artikel 10 der Verordnung Nr. 13/64/EWG anwendet, 
nicht hergestellt wird; hierzu ist eine Bestimmung 
erforderlich, wonach für ein solches Erzeugnis bei 
j der Einfuhr in diesen Mitgliedstaat eine Subvention 
I gewährt wird; zur Festsetzung des Betrags dieser 
I Subvention empfiehlt cs sich, dieses Erzeugnis dem 
I Leiterzeugnis der gleichen Gruppe gleichzustellen, 

I für das die Auswirkung der einzelstaatlichen Bei- 
hilfe auf den Preis pauschal berechnet wird. 

Es ist nicht erforderlich, den Höchstbetrag der 
Ausgleichsabgabe festzusetzen und den vorerwähn- 
ten Betrag der Subventionen zu bestimmen, bevor 
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ein Mitgliedstaat seine Absicht mitteilt, Artikel 10 
der Verordnung Nr. 13/64/EWG anzuwenden. 

Diese Beträge können jedoch nur dann festgesetzt 
bzw. bestimmt werden, wenn die beteiligten Mit- 
gliedstaaten der Kommission alle erforderlichen 
Auskünfte erteilen. 

Im innergemeinschaftlichen Handel müssen die 
Abschöpfungs- und Erstattungbeträge um die Aus- 
gleichsabgaben und Subventionen vermindert wer- 
den; die praktische Anwendung der Abschöpfungs- 
und Erstatiungsregelung macht es deshalb erforder- 
lich, daß die sich aus der Anwendung von Artikel 10 
der Verordnung Nr. 13/64/EWG ergebenden Beträge 
den Mitgliedstaaten im voraus bekannt sind — • 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Jeder Mitgliedstaat kann die in Artikel 10 Ab- 
satz 1 der Verordnung Nr. 13/64/EWG vorgesehene 
Ausgleichsabgabe erheben, wenn er 

a) die Ausgleichsabgabe bei der Ausfuhr nach allen 
Mitgliedstaaten erhebt; 

b) die Ausgleichsabgabe auf die Ausfuhr aller Er- 
zeugnisse erhebt, die unter eine der in Artikel 1 
Absatz 2 Buchstaben b bis f dieser Verordnung 
genannten Nummern des gemeinsamen Zolltarifs 
fallen und für die er eine Beihilfe zahlt, die sich 
auf den Preis dieser Erzeugnisse auswirkt; 

c) eine Subvention bei der Einfuhr aus allen Mit- 
gliedstaaten gewährt für 

— alle unter b) genannten Erzeugnisse; 

■ — ■ alle jeweils unter dieselbe, in Artikel 1 Ab- 
satz 2 Buchstaben b bis f der Verordnung 
Nr. 13/64/EWG genannte Nummer des ge- 
meinsamen Zolltarifs fallenden Erzeugnisse, 
die in seinem Hoheitsgebiet nicht hergesteilt 
werden. 

Artikel 2 

(1) Die Ausgleichsabgabe darf nicht höher sein 
als der nach dem Verfahren des Artikels 25 der Ver- 
ordnung Nr. 13/64/EWG bestimmte Höchstbetrag. 
Sie darf jedoch jeweils den Abschöpfungsbetrag 
nicht übersteigen, den der einführende Mitglied- 
Staat für das mit der Ausgleichsabgabe belastete 
Erzeugnis erhebt. 

(2) Ein geringerer Betrag als derjenige, der sich 
aus Absatz 1 ergibt, darf nur dann erhoben werden, 
wenn die Ausgleichsabgabe für alle Erzeugnisse 
derselben, in A_rtikol 1 A^hsatz 2 Buchstaben b bis f 
der Verordnung Nr. 13/64/EWG genannten Nummer 
des gemeinsamen Zolltarifs um den gleichen Vom- 
hundertsatz verringert wird. 


A r t i k e 1 3 

(1) Der in Artikel 2 Absatz 1 Satz 1 genannte 
Höchstbetrag ist gleich der Auswirkung der einzel- 
staatlichen Beihilfe auf den Preis des Erzeugnisses. 

(2) Für ein gekoppeltes Erzeugnis im Sinne des 
Artikels 2 Absatz 2 der Verordnung Nr. 13/64/EWG, 
das den gleichen Abschöpfungsbetrag wie das Leit- 
erzeugnis hat, ist jedoch der Höchstbetrag gleich 
dem des Leiterzeugnisses; für ein gekoppeltes Er- 
zeugnis, dessen Abschöpfungsbetrag von dem des 
Leiterzeugnisses abgeleitet ist, wird der Höchst- 
betrag pauschal berechnet. 

Artikel 4 

(1) Für ein Erzeugnis, für das eine Ausgleichs- 
abgabe erhoben wird, ist der Betrag der Subven- 
tion gleich der dem jeweiligen Einfuhrland gegen- 
über erhobenen Ausgleichsabgabe. 

(2) Für ein Erzeugnis, das im erhebenden Mit- 
gliedstaat nicht hergestellt wird, ist der Betrag der 
Subvention gleich der Auswirkung der einzelstaat- 
lichen Beihilfe auf die Milchmenge, die zur Her- 
stellung eines Kilogramms des Leiterzeugnisses der- 
jenigen Gruppe verwendet wird, zu der das ge- 
nannte Erzeugnis gehört. Der Betrag wird pauschal 

I berechnet. Wird von dem sich aus Artikel 2 Absatz 1 
ergebenden Betrag der Ausgleichsabgabe nur ein 
bestimmter Vomhundertsatz erhoben, so wird von 
dem sich aus dem vorstehenden Absatz ergebenden 
Betrag der Subvention der gleiche Vomhundertsatz 
gewährt. 

Artikel 5 

(1) Der in Artikel 2 Absatz 1 Satz 1 genannte 
Höchstbetrag der Ausgleichsabgabe und der in Ar- 
tikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 1 genannte Betrag der 
Subvention werden festgesetzt, wenn ein Mitglied- 
staat der Kommission die Absicht mitteilt, Aus- 
gleichsabgaben zu erheben; die Festsetzung erfolgt 
binnen zwei Monaten vom Tag des Eingangs der 
Mitteilung an gerechnet. In der Mitteilung werden 
die Erzeugnisse angegeben, für die eine Ausgleichs- 
abgabe erhoben werden soll. 

(2) Die Mitgliedstaaten erteilen der Kommission- 
alle Auskünfte, die diese zur Berechnung des 
Höchstbetrags und zur Bestimmung des in Artikel 4 
Absatz 2 Unterabsatz 1 genannten Betrags anfordert 

(3) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission mim 
destens einen Monat von der Anwendung mit 

a) für welche Erzeugnisse und in welcher Höhe er 
eine Ausgleichsabgabe erheben will; 

b) jede Änderung der Ausgleichsabgabe, die er im 
Rahmen seines Ermessensspielraums vornehmen 
will. 

(4) Jeder Mitgliedstaat, der eine Ausgleichsab- 
gabe erhebt, teilt der Kommission jede Änderung 
seiner Beihilfen, die sich auf den Preis der mit der 

j Ausgleichsabgabe belasteten Erzeugnisse auswirkt, 
i einen Monat vor ihrer Anwendung mit. 
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Artikel 6 

Die Kommission teilt den anderen Mitgliedstaaten 
die Beträge mit, um die die Abschöpfungsbeträge 
und die Erstattungsbeträge nach Artikel 10 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 13/64/EWG zu verringern sind. 

* 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat, 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 


Der Präsident 



